
 
 

 
DEUTSCHER BUNDESTAG 

16. Wahlperiode 
Ausschuss für Ernährung, 

Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz 

 Berlin, den 15.01.2009 
  

Tel.: (030)227- 32 580 (Sekretariat) 
Fax: (030)227- 36 022 (Sekretariat) 
 

Tel.: 030 227 - 31483 (Sitzungssaal) 
Fax: 030 227 - 30487 (Sitzungssaal) 

 
 

Mitteilung 
 

Achtung! 
Abweichende Sitzungszeit! 
Abweichender Sitzungsort! 

 
Die 95. Sitzung des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz findet statt 
am:  

 
Mittwoch, dem 28.01.2009, 08:00 – 11:00 Uhr 

Sitzungssaal: 3.101  
Sitzungsort: Berlin, Marie-Elisabeth-Lüders-Haus,  

Adele-Schreiber-Krieger-Straße 1 
 
 

T a g e s o r d n u n g 
 

Öffentliche Anhörung 
 

zum Thema 
 

„Verbraucherschutz und Finanzmärkte“ 
 

Auf Grund der begrenzten Platzanzahl bitten wir alle Besucher um vorherige Anmeldung. 
[Anmeldung: Name, Vorname, Geburtsdatum unter der E-Mail-Adresse 

 elv-ausschuss@bundestag.de] 
 

Besucher werden gebeten, den Personalausweis bereitzuhalten. 
 

Hinweis: Handys im Sitzungssaal bitte ausschalten! 
Das Rauchen ist im gesamten Gebäude verboten! 

 
 

 
 
Ulrike Höfken, MdB 
Vorsitzende 
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Liste der Sachverständigen 
 

 
Verbände/Bundesländer/Ministerien: 
 
 
Bundesverband der Volks- und Raiffeisenbanken 
Hauptgeschäftsstelle Berlin 
 
 
 
Deutscher Sparkassen- und Giroverband e.V. 
Dr. Karl-Peter Schackmann-Fallis 
 
 
Stiftung Warentest 
Hermann-Josef Tenhagen 
 
 
 
Verbraucherzentrale Bundesverband 
Manfred Westphal 
 
 
 
 
Einzelsachverständige: 
 
 
Edda Castello 
Verbraucherzentrale Hamburg 
 
 
 
Prof. Dr. Udo Reifner 
Institut für Finanzdienstleistungen (iff) e.V. 
 
 
 
Julius Reiter 
Kanzlei Baum und Reiter & Collegen 
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Fragenkatalog  
 
Vergleichbarkeit von Produktinformationen/Kostentransparenz 
 
1. Sollten an vergleichbare Produkte vergleichbare Anforderungen gestellt werden? Welche 

Aspekte sprechen für eine einheitliche regulatorische Behandlung aller Anlage- und 
Altersvorsorgeprodukte, welche aus Ihrer Sicht dagegen? 

 
2. Empfiehlt es sich, ein standardisiertes Informationsblatt für alle Finanzprodukte gesetzlich 

vorzuschreiben, in dem die wesentlichen Merkmale des Produkts und seine Risiken 
erläutert werden? Empfiehlt sich eine Kennzeichnung des Risikos mit Hilfe von 
Ampelfarben? 

 
3. Kann ein Kennzeichnungssystem wie die Ampelkennzeichnung einen Warnhinweis für 

Verbraucherinnen und Verbraucher geben? 
 
4. Sollte eine Pflicht zur Offenlegung aller Kosten, also Abschluss-, Verwaltungs-, und 

Kapitalanlagekosten, eingeführt werden?  
 
5. Bisher werden die o. a. Kosten abhängig vom Produkt teilweise in absoluten Beträgen, 

teilweise in Prozent angegeben. Lässt sich eine Vergleichbarkeit der Kosten für die 
unterschiedlichen Produkte herstellen? Ist die sog. „Reduction-in-yield“-Methode, also die 
Angabe der durchschnittlichen jährlichen Verringerung der Rendite aufgrund der 
eingerechneten Kosten einschließlich der Kapitalanlagekosten, hierfür geeignet?  

 
6. Empfiehlt sich bei Investmentfonds die Angabe einer Gesamtkostenquote, auch Total 

Expense Ratio (TER) genannt, in die die Kosten bis hin zu den Depotbankgebühren 
eingerechnet sind? 

 
7. Wie kann die Transparenz der Risiken von Finanzanlagen verbessert werden, ohne den 

Verbraucher mit zu vielen Informationen über die einzelnen Finanzprodukte zu 
überlasten? 

 
 
Beratung/Verbraucheraufklärung 
 
8. Wie kann die unabhängige Beratung und Aufklärung der Verbraucherinnen und 

Verbraucher verbessert werden?  
 

9. Sehen Sie Bedarf für einen Ausbau des Angebots an unabhängiger Finanzberatung? 
Wenn ja, durch wen und in welcher Höhe sollte ein derartiger Ausbau finanziert werden? 
Empfiehlt sich eine Beteiligung der Anbieterseite an den Kosten für den Ausbau der 
unabhängigen Beratung?  

 
10. Empfehlen sich Maßnahmen zur Aufklärung der Verbraucherinnen und Verbraucher, die 

auf die Vorteile einer Beratung durch unabhängige Dritte hinweisen?  
 

11. Sollte für den gesamten Bereich der Finanzdienstleistungen gesetzlich vorgeschrieben 
werden, dass Beratungsgespräche zu dokumentieren sind? Wenn ja, in welcher Form 
sollte die Anbieterseite darauf hinweisen, dass ein Anlageprodukt nicht dem Risikoprofil 
des Kunden entspricht? Sollte eine vorvertragliche Hinweispflicht gesetzlich eingeführt 
werden? 

 
12. Sollte eine Beweislastumkehr bei der Beratung eingeführt werden? Wie bewerten Sie 

diese? 
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13. Sollte die Verjährungsfrist für Falschberatung auf die im Zivilrecht allgemeine übliche 

Frist von 3 Jahren, bei Unkenntnis des schädigenden Ereignisses 10 Jahren verlängert 
werden? 

 
14. Was kann von Anbieterseite getan werden, um den für die Verbraucher ungünstigen 

Anreizwirkungen eines provisionsbasierten Vertriebs entgegenzuwirken? Sehen Sie 
mittelfristig Möglichkeiten für eine Abkehr vom provisionsbasierten Vertrieb?  

 
15. Welchen Regulierungsbedarf sehen Sie in Bezug auf die Verbraucherrechte, um Anleger 

besser vor Falschberatung zu schützen? (z. B. Haftungsrecht und Beweislastregeln 
etc.?) 

 
16. Worin liegen die grundsätzlichen Ursachen für Falschberatungen im Bereich der 

Finanzanlagen? 
 

17. Wie kann gewährleistet werden, dass Verbraucherinnen und Verbraucher künftig vor 
Vertragsabschluss von Geldanlage- und Altervorsorgeprodukten besser über Risiken 
informiert werden und zwar in der Weise, dass die Risiken verstanden werden und der 
Verbraucher tatsächlich ein Wahlrecht hat? 

 
18. Derzeit werden Finanzprodukte überwiegend provisionsorientiert verkauft. Nicht nur freie 

sogenannte Finanzberater, auch Banken und Sparkassen orientieren die 
Verkaufsstrategie zunehmend an der Provision, als am Kunden. Wie könnte die 
Verkaufsstruktur neu geregelt werden? 

 
 
 
Regulierung von Produkten und Finanzvermittlern 
 
19. Sollten alle Produkte, die der privaten Anlage dienen, einer Regulierung unterzogen 

werden, also etwa auch geschlossene Fonds?  
 

20. Befürworten Sie einheitliche Zulassungs-, Registrierungs-, Aufsichts-, Transparenz- und 
Haftungsregeln für alle, auch ungebundene, Finanzvermittler? Sollten alle 
Finanzvermittler - wie bei Versicherungsvermittlern durch das VVG und den 
Ausführungsverordnungen vorgeschrieben - ein Mindestmaß an Qualifikation 
nachweisen und eine Berufshaftpflichtversicherung vorweisen? 

 
21. Sollte das in der letzten Legislaturperiode nicht verabschiedete Kapitalmarkt-

Informationshaftungsgesetz (KapInHaG) wieder belebt und erneut in das 
parlamentarische Verfahren eingeführt werden? 

 
22. Was halten Sie von einem „Produkt-TÜV“ also einer Prüfung bzw. Zertifizierung neuer 

Finanzprodukte bevor sie auf den Markt kommen?  
 
 
 
Aufsicht/Kontrollmechanismen/BaFin 
 
23. Sollte der Schutz der Verbraucherinnen und Verbraucher Aufsichtsziel der 

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungen (BaFin) werden oder wird hierdurch die 
Finanzmarktstabilität und die Zusammenarbeit zwischen Aufsichtsbehörde und 
beaufsichtigtem Unternehmen gefährdet? Gibt es als Konsequenz der aktuellen Fälle 
weitergehende Forderungen an die BaFin?  
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24. Sollte die BaFin die Einhaltung verbraucherschützender Informationspflichten wie der 
Preisangabenverordnung im Bereich Finanzdienstleistungen kontrollieren und die 
Öffentlichkeit über eine etwaige Nichteinhaltung informieren? 

 
25. Empfiehlt sich eine gesetzliche Regelung, wonach Erkenntnisse oder Gutachten der 

BaFin über Rechtsverstöße im Bereich Finanzvertrieb im Nachhinein veröffentlicht bzw. 
in einem Prozess verwertet werden können? Wenn ja, in welchem Gesetz sollte diese 
Regelung getroffen werden? 

 
26. Wie bewerten sie die Einführung einer sektorspezifischen Interessenvertretung in Form 

eines Watchdogs (Marktwächters) nach britischem Vorbild, der den Markt beobachtet, 
Verbraucheraufklärung weiter entwickelt, als Beschwerde- und Schlichtungsstelle 
fungiert und die Verbraucherinformation verbessert? 

 
27. Wie hat die BaFin den Zertifikatemarkt in der Vergangenheit kontrolliert? 

Es wird gefordert, dass die BaFin künftig die Interessen aller Marktteilnehmerinnen und 
Marktteilnehmer vertreten soll, somit auch die der Verbraucherinnen und Verbraucher.  
Wie könnte die Ausweitung der Aufgaben aussehen? 
Wie kann sichergestellt werden, dass Informationen von Verbraucherinnen und 
Verbrauchern oder von Verbraucherorganisationen von der BaFin aufgegriffen und 
umgesetzt werden? 
Wie müsste die BaFin ausgestatte sein, damit sie den Verbraucherschutz als eine ihrer 
Kernaufgaben wahrnehmen kann? 

 
28. Auch die Kontrollmechanismen in den Banken haben teilweise versagt. Wie kann 

erreicht werden, dass Aufsichtsräte und Vorstände ihre Kontrolle wahrnehmen? 
 

29. Empfiehlt sich die Einrichtung eines „Marktwächters Finanzen“, der den Markt 
beobachten, Aufklärungskampagnen entwickeln, Warnungen vor schädlichen Produkten 
aussprechen und Abmahnungen und Klagen gegen irreführende Werbung und 
rechtswidrige AGBs durchführen soll? 

 
30. Wäre die europäische Form von Stiftung Warentest das geeignete Instrument, um 

wieder Sicherheit für die Verbraucher im Finanzmarkt herzustellen? 
 
 
 
Einlagensicherung 
 
31. Bei der Abwicklung der Auszahlung der Kaupthing-Spareinlagen an Verbraucher über 

die isländische Einlagensicherung gab es vielfältige Probleme. 
 

Wie kann sichergestellt werden, dass künftig schnell notwendige Informationen an 
Verbraucherinnen und Verbraucher weitergegeben werden? 
Wie können die Einlagen bei europäischen Banken außerhalb Deutschlands effektiver 
gesichert werden? 
Wie kann eine schnelle Regulierung erreicht werden? 
Könnte eine europäische Clearingstelle bspw. bei der Europäischen Zentralbank eine 
Lösung sein? 
Wie kann eine europaweit agierende Finanzaufsicht aufgestellt  werden?  
Wie können die Einlagensicherungen der europäischen Länder abgesichert werden, um 
ein Versagen der Sicherungssysteme zu verhindern? 
Könnte künftig die Abwicklung nach einem Sicherungsfall bei europäischen Banken über 
die deutsche Einlagensicherung erfolgen, um organisatorische Probleme und 
Schwierigkeiten zu lösen? 
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Ratingagenturen 
 
32. Ratingagenturen waren mitverantwortlich für das Entstehen der Finanzkrise. In welcher 

Weise kann ein Versagen der Ratingagenturen künftig verhindert werden?  
 
 
 
Finanzmarkt grundsätzlich 
 
 
33. Welche Rolle spielte fehlender Verbraucherschutz in der aktuellen Finanzmarktkrise? 

 
34. Welche Rolle spielten unlautere Maßnahmen von Banken, Sparkassen sowie anderer 

Finanzdienstleister in der aktuellen Finanzmarktkrise? 
 

35. Ist damit zu rechnen, dass in Folge der Finanzmarktkrise es 2009 und 2010 zu weiteren 
Zusammenbrüchen von Finanz- und Kreditinstituten oder sonstigen Anlageformen zu 
Lasten der Verbraucherinnen und Verbraucher kommt? Ist in dem Zusammenhang nach 
Ihren Erkenntnissen mit einer Zunahme der Überschuldung von privaten Haushalten und 
Insolvenzen von KMU’s zu rechnen? Wären die Schuldnerberatungsstellen bei einer 
angenommenen Zunahme von Überschuldungen in der Lage, die Betroffenen zeitnah 
und seriös zu beraten sowie zu unterstützen?  

 
36. Können Sie abschätzen, welcher volkswirtschaftliche Schaden jährlich durch falsche oder 

überteuerte Kapitalanlageprodukte verursacht wird? 
 

37. Gibt es im Versicherungsbereich im Zusammenhang mit dem Verbraucherschutz auf 
Finanzmärkten Handlungsbedarf zur Verbesserung des Verbraucherschutzes? 

 
38. Halten Sie es für erforderlich, die Kreditvergabe verantwortlicher und sozial gerechter zu 

gestalten? Wenn ja, welche Möglichkeiten sehen Sie, dies umzusetzen? Welche Vorteile 
würde das für die Verbraucherinnen und Verbraucher sowie den Finanzmarkt und die 
Volkswirtschaft bringen? Gibt es hierfür Beispiele einer guten Praxis auf europäischer 
oder internationaler Ebene? Falls nein, warum nicht?  

 
39. Welche Erfahrungen haben Sie in der jetzigen Finanzmarktkrise bei der Arbeit mit oder 

Beratung von Verbraucherinnen und Verbrauchern gemacht? Mit welchen Methoden 
wurden Verbraucherinnen und Verbraucher dazu gebracht, teilweise ihre gesamten 
Ersparnisse in riskanten Anlageprodukten anzulegen? Waren den Verbraucherinnen und 
Verbrauchern die Risiken ihrer Kapitalanlageprodukte bekannt? Welche 
Verbraucherinnen und Verbraucher sind insbesondere von Verlusten betroffen? 

 
40. Welche Veränderungen auf europäischer und internationaler Ebene wären notwendig, 

um den Verbraucherschutz für Finanzmärkte zu verbessern?  
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Rechtliche Rahmenbedingungen 
 
Zertifizierung 
 
41. Welche Vorteile für die Verbraucherinnen und Verbraucher würde eine vereinfachte 

Prospektpflicht, ähnlich wie dies im Investmentfondsbereich vorgeschrieben ist, für 
Kapitalanlageprodukte bringen? Was müsste Inhalt der Prospekte sein, um die Anlegerinnen 
und Anleger transparent zu informieren und deren Richtig- und Vollständigkeit sicher zu 
stellen? Welche europäischen Richtlinien oder Verordnungen müssten hierfür hin welcher 
Weise verändert werden?  

 
42.  Welche Dringlichkeit messen Sie der Notwendigkeit bei, die angebotenen Anlageprodukte  
       durch eine der öffentlichen Kontrolle unterstehende Einrichtung zertifizieren zu lassen?  
       Halten Sie eine symbolisierte Kennzeichnung der Qualität der Produkte (ähnlich einer  
       Ampelkennzeichnung für Lebensmittel) für sinnvoll und machbar? Sehen Sie mit Blick auf  
       die Vermittlung von Zertifikaten besondere Anforderungen? 
 
43.  Gibt es Finanzprodukte die nicht vom bisherigen Kontrollsystem erfasst sind? Wie könnte    
       hier der Verbraucherschutz verbessert werden? 
 
 
Haftung 
 
44. Welche Möglichkeiten sehen Sie, die Haftung der Emittenten von Wertpapieren und der  

Banken, die diese Papiere vertreiben, wirksamer zu gestalten? 
 

45.  Sehen Sie Möglichkeiten der Anknüpfung an die Vorschläge, die im Jahre 2004 von der 
Bundesregierung erarbeiteten aber dann zurückgezogenen Entwurf zum sog. 
Kapitalmarktinformationshaftungsgesetz vorgelegt worden sind, und inwieweit wären 
Vorschläge zu verbessern? 

 
46. Welche Gerichtsurteile im Zuge der Finanzkrise zu Falschberatungen von  

Bankkundinnen und –kunden sind bisher mit welchem Tenor gefällt worden? Welche  
Erfahrungen wurden in bisherigen Prozessen mit der Beweislast der Bankkundinnen und  
–kunden gemacht? Wie müsste die Beweislast verändert werden, um einen fairen Markt 
für Finanzdienstleistungen zu schaffen? 

 
47. Welche Vorteile bzw. Nachteile brächte die Umkehr der Beweislast bei fehlerhafter  

Anlageberatung?  
 

48. Welche Gründe sehen Sie für die Notwendigkeit der Verlängerung der 
Verjährungsfristen? 

 
 
Prozesskosten-Sicherungsfond 
 
49. Welche Möglichkeiten haben Geschädigte von Lehman-Zertifikaten, ihre möglichen  

Prozesskosten in Form von Sammelklagen zu reduzieren? 
 

50. Welcher Voraussetzungen bedarf die Einrichtung eines Prozesskosten-Sicherungsfonds,  
der den Geschädigten von Lehman-Zertifikaten die Möglichkeit einräumen würde, einen 
Prozess zum Rückerhalt ihres Geldes bzw. Schadensersatz gegenüber den 
ausgebenden Banken und Sparkassen führen zu können, wie in einer Öffentlichen 
Petition vom 17.10.2008 an den Petitionsausschuss des Deutschen Bundestages 
gefordert wird?  
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Unabhängige und seriöse Finanzberatung 
 
Anreizsysteme 
 
51. Sehen Sie gesetzgeberischen Bedarf, die aktuellen Anreizsysteme, die das beratende 

Personal zwecks höherer Abschlusszahlen und entsprechender Vergütungen zu immer 
offensiveren Beratungspraktiken drängen, stärkere im Sinne des Verbraucherschutzes zu 
verbessern? 

 
 
Qualität der Beratung 
 
52. Welche Möglichkeiten des Gesetzgebers sehen Sie, die Anlagevermittler und 

Finanzberater auf eine verbesserte Qualifikation ihres bei der Beratung eingesetzten 
Personals zu verpflichten? Halten Sie die Ausweitung der Dokumentationspflicht über die 
Vorschriften des MiFID hinaus für erforderlich? Wie kann sichergestellt werden, dass alle 
Finanz- und Anlageberater für die unabhängige verbraucher-orientierte Finanzberatung 
qualifiziert sind? 

 
Aufsicht 
 
53. Inwieweit rechtfertigen die in großer Zahl bekannt gewordenen Fälle von Falschberatung 

die Notwendigkeit, die öffentliche Aufsicht über die Beratung von Verbraucherinnen und 
Verbrauchern bei Finanzdienstleistungen zu verbessern? Welche Maßnahmen wären 
erforderlich, um den Aufgabenbereich der Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht in diese Richtung zu erweitern? 

 
54. Wie beurteilen Sie die Forderung nach Unterstellung von Derivates-Geschäften unter die 

staatliche Finanzaufsicht mit Blick auf Belange des Verbraucherschutzes? 
 
 
Institutionalisierung der Verbraucherberatung zu Finanzdienstleistungen 
 
55. Wie kann gesichert werden, dass die Beratung der Verbraucherinnen und Verbraucher in 

Finanzdienstleistungen unabhängig, seriös und zielgruppenorientiert erfolgt? Unter 
welchen Bedingungen wären Bank- und Kreditinstitute hierzu in der Lage? 

 
56. Wie beurteilen Sie die Forderung nach Einrichtung einer unabhängigen Finanzberatung 

für Verbraucherinnen und Verbraucher? Mit welchen Aufgaben sollte diese Einrichtung 
betraut sein? In welchem Umfang (in Prozent der betreuten Privathaushalte) sollte die 
Einrichtung tätig werden? Welche Möglichkeiten sehen Sie angesichts bekannt 
gewordenen Probleme, die Allgemeinbildung der Bevölkerung in Finanzfragen zu 
verbessern? 

 
 
 
 


